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Wissenschaft

HE\3E BUHDESLÄHDER: Riskante Feuerwehrrolle der Politik

Aus vollem Rohr
Die Regierung muß auf die Marktkräfte setzen, um die Misere im Osten
schnell zu beenden. Strukturpolitik führt zu einem Faß ohne Boden.

Unternehmensschließungen und der
rapide Anstieg der Arbeitslosigkeit
in den neuen Bundesländern haben

die Öffentlichkeit und die Politiker aufge-
schreckt. Die Sorge vor sozialen Unruhen
geht um, während gleichzeitig weitere
Unternehmen vor dem „Aus" stehen.

In dieser Situation stellt sich schnell die
Meinung ein, daß die Politik intervenie-
ren müsse. Die Politiker sehen sich in der
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Rolle der Feuerwehr: „Hier ist ein Pro-
blem. Wir lösen es." Entsprechend um-
fangreich ist das beschlossene Maßnah-
menpaket der Regierung:
- Investionen in den neuen Bundeslän-
dern werden mit einer Sofortabschrei-
bung von bis zu 50 Prozent im ersten Jahr
gefördert. Hinzu kommen eine lineare
Abschreibung, je nach Investitionsgut
von bis zu zehn Prozent, und kumulativ
eine nicht steuerpflichtige Investitionszu-
lage von zwölf Prozent. Damit werden
etwa die Hälfte der Investitionsausgaben
vom Staat getragen.
- Die öffentlichen Leistungen für die
neuen Bundesländer (einschließlich der
Sozialversicherungen und der Ausgaben
des Bundes für die Infrastruktur in Ost-
deutschland) werden - nach 40 Milliarden
Mark 1990 - vom Institut für Weltwirt-
schaft in diesem Jahr auf 120 Milliarden
Mark veranschlagt. Dies macht mehr als
die Hälfte des Bruttosozialprodukts der
neuen Bundesländer (etwa 210 Milliar-
den Mark) aus. Zum Vergleich dazu: Die
Marshallplan-Hilfe lag unter zwei Pro-
zent des westdeutschen Sozialprodukts.

Die Feuerwehrrolle der Politik bringt
erhebliche Risiken mit sich: Werden auf
lange Sicht die Weichen der Wirtschafts-
politik falsch gestellt? Begnügt man sich
mit einem Kurieren an den Symptomen
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Demonstrierende Interflug-Mitarbeiter: Politiker befürchten soziale Unruhen

und einer Art Neutralisierungspolitik,
statt an die Ursachen heranzugehen? Wo
liegen die Zielkonflikte zwischen der
schnellen Antwort und einem langfristig
erfolgreichen Konzept? Und: Wie ver-
trägt sich die Feuerwehrrolle des Politi-
kers mit seiner Aufgabe, die Rahmenbe-
dingungen richtig zu setzen, damit die
Marktkräfte wirken können?

Die Unternehmen der Ex-DDR waren
an die Bedingungen der Planwirtschaft
angepaßt: Mengenvorgaben für Outputs
und Inputs, verzerrte Verrechnungsprei-
se, die weder die Weltmarktknappheiten
noch die Energie- und Umweltkosten
widerspiegelten, Ausrichtung auf das Co-
mecon, ungenügende Produktqualitäten
und obsoleter Kapitalstock sind die Stich-
worte.

Die 316 Kombinate waren Dinosau-
rier, die einem kosmischen Schock der
Marktwirtschaft ausgesetzt wurden. Es

wäre eine falsche Weichenstellung, nicht
überlebensfähige Einheiten am Leben
erhalten zu wollen.

Der Zielkonflikt zwischen dem Erhal-
ten alter und dem Schaffen neuer Firmen
ist komplexer, als es auf den ersten Blick
erscheint: Schützt man die alten Unter-
nehmen, so bleiben sie auf ihren Grund-
stücken sitzen, und Gewerbefläche für
die neuen wird nicht bereitgestellt. Wer-
den die alten suventioniert, fehlen Mittel
für die neuen. Und die alten bestimmen
das Lohnniveau mit, zu dem die neuen
anzutreten haben.

Die DDR-Wirtschaft war durch große
Unternehmenseinheiten gekennzeich-
net. Betriebe mit mehr als 1000 Beschäf-
tigten stellten über 70 Prozent der indu-
striellen Arbeitsplätze. Dagegen bringen
in Westdeutschland - und ähnlich in den
USA - die kleinen Finnen die Beschäfti-
gung: 78 Prozent der Arbeitsplätze in der
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gewerblichen Wirtschaft kommen aus
Betrieben unter 500 Beschäftigten. Es
wäre arbeitsmarktpolitisch verfehlt, auf
die Elefanten zu setzen.

Die Politik der neuen Bundesländer
erweckt den Eindruck, daß es darauf
ankommt, die bestehenden Firmen zu
erhalten, weil auf diese Weise Arbeits-
plätze nicht verlorengehen. Natürlich fin-
det dies die Sympathie der Bevölkerung,
aber leider ist es eine äußerst kurzsichtige
Strategie. Die Wahl sollte eindeutig sein:
Man muß die Menschen beim Übergang
schützen, aber man kann die Ineffizienz
und Vergeudung der Planwirtschaft nicht
in die Marktwirtschaft mitnehmen.

Konkret bedeutet dies Transferzah-
lungen an die betroffenen Arbeitnehmer,
vom Kurzärbeitergeld über das Qualifi-
zierungsprogramm bis zur Arbeitslosen-
unterstützung. Leider haben marktwirt-
schaftliche Ideen hier keine Chance.

Warum gibt man entlassenen ostdeut-
schen Arbeitnehmern neben dem Ar-
beitslosengeld nicht einen Qualifizie-
rungsgutschein, der bei jeder beliebigen
deutschen Unternehmung eingereicht
werden kann, die einen Arbeitnehmer für
eine gewisse Zeit einstellt. Der Kupon

rungsprogramm dezentral unter Mithilfe
der privaten Wirtschaft organisieren.

Die Politik, insbesondere aus den neu-
en Bundesländern, fordert verstärkt, daß
die Treuhand die Unternehmen der Ex-
DDR zuerst sanieren, also effizient ma-
chen, und dann erst privatisieren soll. So

Strukturpolitik:

Ausgabenprogramme

wecken Begehrlichkeiten

und führen

zur Vergeudung.

verständlich dieser Ansatz auf den ersten
Blick erscheint - er ist verfehlt. Die
Treuhand kann nicht die Aufgabe über-
nehmen, die noch nicht veräußerten 7300
Unternehmen mit bisher etwa fünf Mil-
lionen Beschäftigten effizient zu machen.
Es wäre so, als ob das Bundeswirtschafts-
ministerium die 100 größten westdeut-

Wartburg-Mitarbeiter: Betriebe wurden Schock der Marktwirtschaft ausgesetzt

lautet auf einen Betrag X, den die einstel-
lende Unternehmung vom Staat erhält.

Der Arbeitnehmer hat dann die Wahl,
ob er sich von einer privaten Unterneh-
mung oder einer kommunalen Arbeitsbe-
schaffungsstelle einstellen läßt. Er kann
auch vorübergehend - für einige Monate
- bei einem Handwerker oder einer
Firma im Westen arbeiten. Auf diese
Weise ließe sich ein effizientes Qualifizie-

schen Unternehmen als Staatskonzern
leiten würde.

Wer von der Treuhand Sanierung oder
gar Strukturpolitik fordert, verkennt, daß
in der Marktwirtschaft nicht nur Güter-
märkte eine Rolle spielen. Auf dem
Kapitalmarkt entscheidet sich, ob es sich
im Urteil der Sparer und Kapitalanleger
lohnt, Finanzmittel in eine Unterneh-
mung zu stecken, ob also eine Unterneh-

mung auf Dauer keine Verluste produ-
ziert und überlebensfähig ist. Diese Ent:

Scheidung kann nicht von der Politik
getroffen werden.

Die Ministerpräsidenten der neuen
Bundesländer drängen die Treuhand in
die Rolle einer expliziten Strukturpolitik,
oder sie fordern die Regionalisierung der
Treuhand mit landespolitischem Einfluß.
Auch die Kommunen wollen sich als
Unternehmer betätigen. Die Politik er-
setzt den Markt.

An dieser Frage wird sich entscheiden,
ob die deutsche Integration wirtschaftlich
ein Erfolg werden wird. Wenn man den
Weg einer expliziten Strukturpolitik
geht, wird man die Erfahrungen mit den
altindustriellen Sektoren in Westdeutsch-
land wiederholen - um ein Vielfaches
potenziert.

Auch die derzeitige Strategie „Volles
Rohr", damit die Pferde der Investoren
„saufen", ist nicht ohne Risiken, da die
kapitalintensiven Produktionen begün-
stigt werden. Aber die explizite Struktur-
politik und die Erhaltung der alten Kolos-
se würde zu einem Faß ohne Boden
führen.

„Kasse macht sinnlich" heißt eine alte
Weisheit der Finanzpolitik, und es um-
schleicht einen die Sorge, daß Ausgaben-
programme Begehrlichkeiten wecken
und zur Vergeudung führen. Es bestand
doch einmal Einigkeit darüber, daß vor-
wiegend private Investitionen den Auf-
schwung herbeiführen müssen. Manchem
scheint dagegen heute ein New Deal
Roöseveltscher Dimensionen für die neu-
en Bundesländer vorzuschweben.

Wir können die Grundfrage für die
Weichenstellung der Wirtschaftspolitik
darauf reduzieren, ob die Politik die
derzeitigen Verwerfungen neutralisiert -
sozusagen die Symptome behandelt -
oder ob sie im Sinn einer Kausaltherapie
die Probleme an der Wurzel packt. Dazu
zählt an erster Stelle die Beseitigung der
Eigentümerunsicherheit und eine schnel-
le Privatisierung der Unternehmen (war-
um nicht auch der kommunalen Wohnun-
gen?), der Aufbau einer effizienten Ver-
waltung, Bereitstellung von Gewerbeflä-
chen, ein stromlinienförmiges Entschei-
dungsverfahren bei Infrastrukturprojek-
ten, eine vorsichtige Anwendung der
westdeutschen Regulierungen, die für
eine entwickelte Marktwirtschaft, aber
nicht für den Übergang von der Planwirt-
schaft konzipiert sind, und eine Absiche-
rung und Qualifizierung der Arbeitneh-
mer.

Vor allem aber muß man jetzt - wie
1948 Ludwig Erhard - den Mut und die
Ausdauer haben, auf die Marktkräfte zu
setzen.
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